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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 33 FREITAG, DEN 7. OKTOBER 2005

Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Winterhude 31 für den Geltungs-
bereich – Goldbekkanal – Goldbekplatz – Mühlenkamp –
Mühlenkampkanal (Bezirk Hamburg-Nord, Ortsteil 413) wird
festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Goldbekkanal – Moorfuhrtbrücke – Moorfuhrtweg – über
das Flurstück 2030 (Goldbekplatz), Ostgrenze des Flur-
stücks 2030 der Gemarkung Winterhude – Semperstraße –
Mühlenkamp – Südgrenze des Flurstücks 336 der Gemar-
kung Winterhude – Mühlenkampkanal.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein 
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Verordnung
über den Bebauungsplan Winterhude 31

Vom 21. September 2005

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I 
S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 3 Absätze 1 und 3 sowie § 5
Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung
vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), geändert am 
6. September 2004 (HmbGVBl. S. 356), § 6 Absätze 4 und 5 
des Hamburgischen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom
7. August 2001 (HmbGVBl. S. 281), zuletzt geändert am 
20. April 2005 (HmbGVBl. S. 146), sowie § 1 Absatz 2, § 2 
Satz 1 Nummer 2 und § 3 Absatz 2 der Weiterübertragungs-
verordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134), 
geändert am 1. Februar 2005 (HmbGVBl. S. 21), wird ver-
ordnet:
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kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des 
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs be-
achtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem 
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. In dem nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bau-
gesetzbuchs als Erhaltungsbereich bezeichneten Gebiet
bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des
Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der Rück-
bau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die Er-
richtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und zwar
auch dann, wenn nach der Baufreistellungsverordnung vom
5. Januar 1988 (HmbGVBl. S. 1), zuletzt geändert am 
21. Januar 1997 (HmbGVBl. S. 10, 11), in der jeweils gelten-
den Fassung eine Genehmigung nicht erforderlich ist. 
Die Genehmigung zum Rückbau, zur Änderung oder zur
Nutzungsänderung darf nur versagt werden, wenn die bau-
liche Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen
baulichen Anlagen das Ortsbild, die Stadtgestalt oder das
Landschaftsbild prägt oder sonst von städtebaulicher, ins-

besondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung
ist. Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen Anlage
darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt
des Gebiets durch die beabsichtigte bauliche Anlage be-
einträchtigt wird.

2. Im Kerngebiet auf den Flurstücken 1652 und 334 der
Gemarkung Winterhude kann die festgesetzte Grund-
flächenzahl von 0,5 für Nutzungen nach § 19 Absatz 4 Satz 1
Nummer 3 der Baunutzungsverordnung in der Fassung
vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am
22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479), bis zu einer Grund-
flächenzahl von 0,9 überschritten werden.

3. Im Kerngebiet sind Aufenthaltsräume in Staffel- und Dach-
geschossen auf die zulässigen Geschossfläche anzurechnen.

4. Das festgesetzte Gehrecht auf dem Flurstück 1651 umfasst
die Befugnis der Freien und Hansestadt Hamburg, einen
allgemein zugänglichen Weg anzulegen und zu unterhalten.
Geringfügige Abweichungen vom festgesetzten Gehrecht
können zugelassen werden.

5. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze
ein Baum zu pflanzen. Für anzupflanzende Bäume sind
standortgerechte einheimische Laubbäume mit einem
Stammumfang von mindestens 18 cm, in 1 m Höhe über
dem Erdboden gemessen, zu verwenden. Im Kronenbereich
dieser Bäume ist eine offene Vegetationsfläche von mindes-
tens 12 m² anzulegen.

6. Nicht überbaute Flächen auf Tiefgaragen sind mit einem
mindestens 50 cm starken durchwurzelbaren Substratauf-
bau zu versehen und zu begrünen.

7. Auf den privaten Grundstücksflächen sind, mit Ausnahme
der Flurstücke 1247 und 336, Fahr- und Gehwege sowie
ebenerdigen Stellplätze in wasser- und luftdurchlässigem
Aufbau herzustellen.

8. Auf den Flurstücken 1651 und 1247 ist das unbebaute
Kanalufer als natürliche Böschung herzustellen und mit
einheimischen Stauden und Gehölzen zu bepflanzen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 21. September 2005.

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
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§ 1

(1) Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Wilstorf 36 für
den Bereich nördlich Vinzenzweg, zwischen Außenmühlen-
weg und Winsener Straße (Bezirk Harburg, Ortsteil 705) wird
festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Westgrenze des Flurstücks 2635, Nordwestgrenzen der
Flurstücke 2635 und 2396, Nord-, Nordost-, Ost-, Süd- und
Südostgrenze des Flurstücks 2396, Südostgrenze des Flur-
stücks 2206, Nordost, Ost- und Südgrenze des Flurstücks
2635 der Gemarkung Wilstorf. 

(2) Das maßgebliche Stück des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans und die ihm beigegebene Begründung werden beim
Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nieder-
gelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wird diese Verordnung nach § 12 Absatz 6 des Baugesetz-
buchs aufgehoben, weil der vorhabenbezogene Bebauungs-
plan nicht innerhalb der nach § 12 Absatz 1 Satz 1 des Bau-
gesetzbuchs bestimmten Frist durchgeführt wurde oder der
Träger des Vorhabens ohne Zustimmung nach § 12 Absatz 5
Satz 1 des Baugesetzbuchs gewechselt hat und Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass die Durchführung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans innerhalb der genannten
Frist gefährdet ist, können keine Ansprüche geltend
gemacht werden. Wird diese Verordnung aus anderen als
den in Satz 1 genannten Gründen aufgehoben, kann unter
den in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichneten
Voraussetzungen Entschädigung verlangt werden. Der Ent-
schädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädi-
gung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen bean-
tragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres,
in dem die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit
des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des vorhabenbezogenen Bebauungsplans schriftlich
gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt unter
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts
geltend gemacht worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans gelten nachstehende Vorschriften:

1. Im allgemeinen Wohngebiet werden Ausnahmen nach § 4
Absatz 3 Nummern 4 und 5 der Baunutzungsverordnung
in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133),
zuletzt geändert am 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479),
ausgeschlossen.

2. Im allgemeinen Wohngebiet sind auf der mit „(D)“
bezeichneten Fläche Wohnungen im Erdgeschoss unzuläs-
sig. 

3. Terrassen sind auch außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen im Anschluss an die Hauptnutzung zulässig. 

4. Im allgemeinen Wohngebiet kann die Überschreitung der
Baugrenzen für Treppenhausvorbauten, Erker, Balkone
und Loggien jeweils bis zu einer Tiefe von 1,5 m und einer
Breite von 32 m zugelassen werden.

5. Die festgesetzte Gebäudehöhe kann für technische Anla-
gen (wie zum Beispiel Aufzugsüberfahrten, Zu- und
Abluftanlagen) auf einer Fläche von höchstens 10 vom
Hundert der jeweiligen Dachflächen um bis zu 2,5 m
überschritten werden.

6. Tiefgaragen sind auch außerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen im Anschluss an die Hauptgebäude
zulässig.

Verordnung
über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Wilstorf 36

Vom 23. September 2005

Auf Grund von § 10 in Verbindung mit § 12 des Baugesetz-
buchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I
S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818,
1824), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des
Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. No-
vember 1999 (HmbGVBl. S. 271), geändert am 6. September
2004 (HmbGVBl. S. 356), § 81 Absatz 1 Nummer 6 der
Hamburgischen Bauordnung vom 1. Juli 1986 (HmbGVBl.
S. 183), zuletzt geändert am 5. Oktober 2004 (HmbGVBl. S.
375), § 6 Absätze 4 und 5 des Hamburgischen Naturschutzge-
setzes in der Fassung vom 7. August 2001 (HmbGVBl. S. 281),
zuletzt geändert am 20. April 2005 (HmbGVBl. S. 146), sowie
§ 1 Absatz 2 und §§ 3 und 4 der Weiterübertragungsverord-
nung-Bau vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134), geändert am
1. Februar 2005 (HmbGVBl. S. 21), wird verordnet:
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7. Auf den mit „(A)“, „(B)“ und „(D)“ bezeichneten überbau-
baren Flächen sind die Aufenthaltsräume durch geeignete
Grundrissgestaltung den lärmabgewandten Gebäudeseiten
zuzuordnen. Soweit die Schaffung eines ausreichenden
Schallschutzes durch die in Satz 1 genannten Maßnahmen
nicht möglich ist, muss durch bauliche Maßnahmen an
Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der
Gebäude ein ausreichender Schallschutz für Aufenthalts-
räume gewährleistet werden. Soweit auf den mit „(B)“
bezeichneten Flächen Aufenthaltsräume ausnahmsweise
an den lärmzugewandten Seiten angeordnet werden müs-
sen, ist durch geeignete bauliche Maßnahmen wie zum
Beispiel Doppelfassaden, verglaste Loggien, Wintergärten
oder in ihrer Wirkung vergleichbare Maßnahmen aus-
reichender Lärmschutz sicherzustellen.

8. Im allgemeinen Wohngebiet sind mindestens 26 Bäume zu
pflanzen. 

9. Für festgesetzte Baum- und Strauchanpflanzungen sind
einheimische, standortgerechte Laubgehölze zu verwen-
den und zu erhalten. Anzupflanzende Bäume müssen
einen Stammumfang von mindestens 18 cm, in 1 m Höhe
über dem Erdboden gemessen, aufweisen. Im Kronen-

bereich jedes Baums ist eine offene Vegetationsfläche von
mindestens 12 m2 anzulegen.

10. Geländeaufhöhungen oder Abgrabungen sind im Kronen-
bereich festgesetzter Bäume unzulässig, mit Ausnahme
von Anlagen zur Oberflächenentwässerung.

11. Für die zu erhaltenden Gehölze sind bei Abgang Ersatz-
pflanzungen so vorzunehmen, dass der Umfang und
Charakter der Pflanzung erhalten bleibt.

12. Im allgemeinen Wohngebiet sind Gehwege sowie Stell-
plätze in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzu-
stellen.

13. Die Flächen des Anpflanzgebotes sind mit Gehölzen zu
bepflanzen. 

14. Die mit „(C)“ bezeichnete östliche Grundstücksgrenze ist
mit einem 1,8 m hohen Stabgitterzaun zu versehen und mit
Schling- oder Kletterpflanzen zu begrünen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 23. September 2005.

Das Bezirksamt Harburg

§ 1

(1) Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Wilhelmsburg
80 für den Geltungsbereich zwischen Mühlenwettern und
Kirchdorfer Straße (Bezirk Harburg, Ortsteil 713) wird fest-
gestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Mühlenwettern – West- und Nordgrenze des Flurstücks
7908 der Gemarkung Wilhelmsburg – Kirchdorfer Straße –
Südgrenzen der Flurstücke 7907 und 7908 der Gemarkung
Wilhelmsburg. 

(2) Das maßgebliche Stück des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans und die ihm beigegebene Begründung werden
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann
niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

Verordnung
über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Wilhelmsburg 80

Vom 30. September 2005 

Auf Grund von § 10 in Verbindung mit § 12 des Baugesetz-
buchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I
S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818,
1824), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des
Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. No-
vember 1999 (HmbGVBl. S. 271), geändert am 6. September
2004 (HmbGVBl. S. 356), § 6 Absätze 4 und 5 des Hamburgi-
schen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 7. August 2001
(HmbGVBl. S. 281), zuletzt geändert am 20. April 2005
(HmbGVBl. S. 146), sowie § 1 Absatz 2 und § 3 Absatz 2 der
Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000
(HmbGVBl. S. 134), geändert am 1. Februar 2005 (HmbGVBl.
S. 21), wird verordnet:



Freitag, den 7. Oktober 2005 415HmbGVBl. Nr. 33

2. Wird diese Verordnung nach § 12 Absatz 6 des Baugesetz-
buchs aufgehoben, weil der dem Plan zugrunde liegende
vorhabenbezogene Bebauungsplan nicht innerhalb der
nach § 12 Absatz 1 Satz 1 des Baugesetzbuchs bestimmten
Frist durchgeführt wurde oder der Träger des Vorhabens
ohne Zustimmung nach § 12 Absatz 5 Satz 1 des Baugesetz-
buchs gewechselt hat und Tatsachen die Annahme rechtfer-
tigen, dass die Durchführung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans innerhalb der genannten Frist gefährdet
ist, können keine Ansprüche geltend gemacht werden. Wird
die Verordnung aus anderen als den in Satz 1 genannten
Gründen aufgehoben, kann unter den in den §§ 39 bis 42 des
Baugesetzbuchs bezeichneten Voraussetzungen Entschädi-
gung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen bean-
tragt werden. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn
nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel der Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans gelten nachstehende Vorschriften: 

1. Stellplätze sind nur auf den festgesetzten Flächen für
Gemeinschaftsstellplätze zulässig. 

2. Innerhalb der Fläche, die von der Bebauung freizuhalten
ist, sind in einer Breite von 3 m, gemessen von der
Böschungsoberkante, Nebenanlagen, Stellplätze und
Garagen sowie Bepflanzungen unzulässig.

3. In den reinen Wohngebieten sind durch geeignete Grund-
rissgestaltung die Wohn- und Schlafräume den von der
Kirchdorfer Straße abgewandten Gebäudeseiten zuzuord-
nen. Soweit die Anordnung von Wohn- und Schlafräumen
an den lärmabgewandten Gebäudeseiten nicht möglich ist,

muss für diese Räume ein ausreichender Schallschutz durch
bauliche Maßnahmen an Außentüren, Fenstern, Außen-
wänden und Dächern der Gebäude geschaffen werden.

4. Das von den privaten Grundstücksflächen abfließende
Niederschlagswasser ist über offene Mulden und Gräben
(vorgesehene Oberflächenentwässerung) dem Entwässe-
rungssystem zuzuleiten.

5. Die Dachflächen der Hauptgebäude sind mit einem min-
destens 5 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu
versehen und zu begrünen.

6. Anzupflanzende Bäume müssen einen Stammumfang von
mindestens 20 cm, in 1 m über dem Erdboden gemessen,
aufweisen.

7. Auf den als Obstwiesen festgesetzten Flächen ist auf je
150 m² der Obstwiese ein hochstämmiger Obstbaum mit
einem Stammumfang von mindestens 14 cm, in 1 m Höhe
über dem Erdboden gemessen, zu pflanzen. Die Flächen
sind als Wiese anzusäen und extensiv zu pflegen. Die Wie-
senflächen sind zweimal jährlich, jeweils nach dem 1. Juli
und dem 15. August zu mähen.

8. Auf der mit (A) bezeichneten Fläche ist eine freiwachsende
Feldhecke mit standortgerechten und heimischen Sträu-
chern (Pflanzgröße 60–100 cm) zu pflanzen; die Sträucher
sind jeweils zweireihig und jeweils im Abstand von einem
Meter zu pflanzen.

9. Auf den mit (B) bezeichneten Flächen ist eine Hecke
anzupflanzen; je 1 m sind 4 Pflanzen als Heister (Pflanz-
größe 60–100 cm) zu verwenden.

10. Im Plangebiet sind Geh- und Fahrwege sowie ebenerdige
Stellplätze ohne Überdachungen in wasser- und luftdurch-
lässigem Aufbau herzustellen. 

11. Für Ausgleichsmaßnahmen wird den mit „ ZO“ bezeich-
neten Wohngebiets- und Straßenverkehrsflächen das Flur-
stück 7906 der Gemarkung Wilhelmsburg zugeordnet. 

12. Geschosse unterhalb der Geländeoberfläche, sowie bau-
liche und technische Maßnahmen, die zu einer dauerhaf-
ten Absenkung des vegetationsverfügbaren Grundwasser-
spiegels beziehungsweise zu Staunässe führen, sind
unzulässig.

13. Die festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen nach den Ziffern
7 und 11 werden zu 82 vom Hundert den Wohnbauflächen
und zu 18 vom Hundert der Straßenverkehrsfläche zuge-
ordnet.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 30. September 2005.

Das Bezirksamt Harburg



§ 1
Aufgaben des Aufsichtsrates

(1) Der Zustimmung des Aufsichtsrates bedürfen in Er-
gänzung zu § 7 Absatz 4 des Gesetzes über die Hamburg Port
Authority (HPAG) 

1. die Festsetzung von allgemein gültigen Entgelten,
2. der Abschluss, die Änderung und die Aufhebung von Ver-

trägen mit besonderer Bedeutung, namentlich von solchen
mit der Freien und Hansestadt Hamburg,

3. die Einstellung, Höhergruppierung und Kündigung von
Angestellten der zweiten Führungsebene sowie wesent-
liche Änderungen der Vertragsbedingungen dieser An-
gestellten,

4. die Gewährung von Spenden, Schenkungen oder sonstigen
Zuwendungen von mehr als 500 Euro im Einzelfall oder
wenn ein Gesamtwert in Höhe von 2500 Euro jährlich
überschritten wird,

5. die Aufnahme neuer Geschäftszweige im Rahmen des
Unternehmensgegenstandes oder die Übernahme neuer
Aufgaben sowie die Aufgabe vorhandener Tätigkeitsgebiete,

6. die Übernahme von Nebentätigkeiten, insbesondere 
von Aufsichtsratsmandaten außerhalb der Anstalt, durch
Mitglieder der Geschäftsführung,

7. die Festlegung von Grundsätzen für derivative Finanz-
geschäfte, soweit es sich nicht um Geschäfte in Euro über
Zinsswaps, Forward rate agreements (FRA's), Optionen
auf Zinsswaps, Zinscaps und Zinsfloors zur betrags- und
fristenkongruenten zinsmäßigen Gestaltung bilanzieller
Positionen oder zur Sicherung von im Finanzplan ge-
nehmigten Kreditaufnahmen handelt,

8. die Vereinbarung von Abfindungen bei Dienstbeendi-
gung, sofern diese drei Bruttomonatsgehälter übersteigen,

9. der Abschluss, wesentliche Änderungen und die Auf-
hebung von Unternehmensverträgen,

10. der Abschluss von Vermögensschaden-Haftpflichtversiche-
rungen (D&O-Versicherungen) für Geschäftsführungen.

(2) Die Wertgrenze für die Aufnahme von Krediten außer-
halb des Wirtschaftsplans sowie die Gewährung von Darlehen
wird auf 150.000 Euro festgelegt (§7 Absatz 4 Nummer 6 HPAG).

(3) Die Wertgrenze für die Belastung und Veräußerung
außerhalb des Hafengebiets liegender Grundstücke und
grundstücksgleicher Rechte der Hamburg Port Authority wird
auf 1 Million Euro festgelegt (§ 7 Absatz 4 Nummer 8 HPAG).

(4) Der Aufsichtsrat behält sich vor, weitere bestimmte Arten
von Geschäften von seiner Zustimmung abhängig zu machen.

(5) Für die Gewährung von Krediten an Geschäftsführerin-
nen bzw. Geschäftsführer, bevollmächtigte Personen gemäß § 3
Absatz 1 sowie an Aufsichtsratsmitglieder gelten sinngemäß
die Bestimmungen der §§ 89 und 115 des Aktiengesetzes vom 
6. September 1965 (BGBl. I S. 1089), zuletzt geändert am 
15. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3408, 3414), in der jeweils gel-
tenden Fassung.

§ 2

Geschäftsführung

(1) Die Geschäftsführung führt die Geschäfte der Hamburg
Port Authority verantwortlich nach den gesetzlichen Vor-
schriften, den Bestimmungen dieser Satzung sowie unter
Beachtung des von der Aufsichtsbehörde vorgegebenen Ziel-
bildes. Die Mitglieder der Geschäftsführung haben bei ihrer
Geschäftsführung die Sorgfalt einer ordentlichen und ge-
wissenhaften Geschäftsleiterin beziehungsweise eines ordent-
lichen und gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden. Sie
haben die vom Senat festgelegten öffentlichen Interessen und
hafenpolitischen Zielsetzungen zu beachten.

(2) Die Geschäftsführung hat geeignete Maßnahmen zu
treffen, insbesondere ein angemessenes Überwachungssystem
einzurichten, damit Entwicklungen früh erkannt werden, die
den Fortbestand beziehungsweise die wirtschaftliche Lage der
Hamburg Port Authority gefährden.

(3) Die Geschäftsführerinnen bzw. Geschäftsführer sind
gleichberechtigt und tragen für die gesamte Geschäftsführung
gemeinschaftlich die Verantwortung.

Freitag, den 7. Oktober 2005416 HmbGVBl. Nr. 33

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 4. Oktober 2005.

Verordnung 
über die Satzung der Hamburg Port Authority

Vom 4. Oktober 2005

Auf Grund von § 9 Absatz 2 des Gesetzes über die Hamburg
Port Authority vom 29. Juni 2005 (HmbGVBl. S. 256) wird ver-
ordnet:

Einziger Paragraph
Der Hamburg Port Authority wird die aus der Anlage

ersichtliche erste Satzung gegeben.

Anlage 

Satzung 
der Hamburg Port Authority
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(4) Aufgabengebiet und Geschäftsbereich der Mitglieder
der Geschäftsführung, ihre Vertretung sowie die Organisation
und Geschäftsverteilung innerhalb der Hamburg Port Autho-
rity ergeben sich aus dem Organisations- und Geschäftsver-
teilungsplan, der von der Geschäftsführung mit Zustimmung
des Aufsichtsrates aufgestellt und geändert wird.

(5) Die Mitglieder der Geschäftsführung unterrichten sich
gegenseitig über wichtige Vorgänge innerhalb ihrer Geschäfts-
bereiche. Angelegenheiten von größerer Bedeutung sind vor
der Entscheidung gemeinsam zu erörtern.

(6) Die Mitglieder der Geschäftsführung beschließen
gemeinsam über Angelegenheiten,

1. die nach dem Gesetz über die Hamburg Port Authority und
dieser Satzung dem Aufsichtsrat zur Beschlussfassung-
vorzulegen sind,

2. die die Geschäftsbereiche beider Geschäftsführer betreffen,

3. für die eine Geschäftsführerin bzw. ein Geschäftsführer eine
gemeinschaftliche Beschlussfassung wünscht.

Die Beschlüsse sind einstimmig zu fassen.

(7) Jede Geschäftsführerin bzw. jeder Geschäftsführer soll
Interessenkonflikte dem Aufsichtsrat gegenüber unverzüglich
offen legen und die andere Geschäftsführerin bzw. den ande-
ren Geschäftsführer hierüber informieren. Alle Geschäfte 
zwischen der Anstalt einerseits und den Mitgliedern der 
Geschäftsführung sowie ihnen nahe stehenden Personen oder
ihnen persönlich nahe stehenden Unternehmungen anderer-
seits haben branchenüblichen Standards zu entsprechen.

§ 3

Vertretungs- und Zeichnungsbefugnisse

(1) Erklärungen im Namen der Hamburg Port Authority
werden unter der Zeichnung „Hamburg Port Authority“ abge-
geben und bedürfen der Unterschrift der Geschäftsführung.
Die Geschäftsführung kann die Vertretung so regeln, dass
neben einem Mitglied der Geschäftsführung eine bevollmäch-
tigte Person oder zwei andere von der Geschäftsführung
bevollmächtigte Personen gemeinsam zeichnen können. Ist
eine Willenserklärung gegenüber der Hamburg Port Authority
abzugeben, so genügt die Abgabe gegenüber einem Mitglied
der Geschäftsführung oder einer sonstigen vertretungsbefug-
ten Person. Die Vertretungsbefugnisse werden einmal jährlich
vollständig im Amtlichen Anzeiger veröffentlicht. Ände-
rungen sind unverzüglich bekannt zu machen.

(2) Für den laufenden Geschäftsverkehr kann die Geschäfts-
führung eine andere Regelung treffen. Sie kann insbesondere
für bestimmte Schriftstücke vorsehen, dass sie von nur einer
vertretungsberechtigten Person rechtsverbindlich unterzeich-
net werden können. Sie kann ferner vorsehen, dass bestimmte
durch Datenverarbeitungsanlagen erstellte Schriftstücke nicht
unterschrieben werden, sofern sie einen dahingehenden Hin-
weis enthalten.

(3) Die Geschäftsführung ist verpflichtet, die Zeichnungs-
befugnis für den Erlass von Verwaltungsakten zu regeln.

§ 4

Abwesenheit der Geschäftsführung

(1) Die Mitglieder der Geschäftsführung teilen der oder
dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates Dienstreisen oder Urlaub
von mehr als vier Tagen rechtzeitig mit.

(2) Dienstreisen in das Ausland von mehr als drei Tagen
bedürfen der vorherigen Zustimmung der oder des Vorsitzen-
den des Aufsichtsrates.

(3) Dienstreisen und Urlaub dürfen nur angetreten werden,
wenn für die Zeit der Abwesenheit eine ausreichende 
Vertretung sichergestellt ist.

(4) Ist ein Mitglied der Geschäftsführung aus anderen als
den in Absatz 1 genannten Gründen an einer ordnungs-
gemäßen Wahrnehmung der Geschäfte nicht nur vorüber-
gehend gehindert, ist dies der oder dem Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates unverzüglich mitzuteilen.

§ 5

Zusammenarbeit mit dem Aufsichtsrat

(1) Die Geschäftsführung hat dem Aufsichtsrat zu berichten:

1. über die beabsichtigte Geschäftspolitik und andere grund-
sätzliche Fragen der künftigen Geschäftspolitik, und zwar
mindestens einmal jährlich sowie bei wesentlichen wirt-
schaftlichen Änderungen,

2. über die Rentabilität der Hamburg Port Authority und zwar
in der Sitzung des Aufsichtsrates, in der über den Jahres-
abschluss verhandelt wird,

3. regelmäßig, mindestens vierteljährlich, über den Gang der
Geschäfte und die Lage der Hamburg Port Authority,

4. über Geschäfte, die für die Rentabilität oder Liquidität der
Hamburg Port Authority von erheblicher Bedeutung sein
können, und zwar so rechtzeitig, dass der Aufsichtsrat 
vor Aufnahme der Geschäfte Gelegenheit hat, Stellung zu
nehmen,

5. über Angelegenheiten der Tochtergesellschaften und Be-
teiligungen, soweit sie von finanzieller, personeller oder
grundsätzlicher Bedeutung sind,

6. im Zusammenhang mit der Behandlung des Jahresab-
schlusses über die im jeweils abgelaufenen Geschäftsjahr
vergebenen Gutachtenaufträge mit einem Auftragswert von
über 25.000 Euro einschließlich Umsatzsteuer; der Begriff
„Gutachten“ ist grundsätzlich weit auszulegen, er umfasst
unter anderem Organisationsgutachten sowie Aufträge zur
Prozessberatung und Mediation; nicht unter die Berichts-
pflicht fallen reine Ingenieurberatungsleistungen, Be-
ratungsleistungen von Rechtsanwälten und Steuerberatern
sowie ärztliche Gutachten.

(2) Die Geschäftsführung hat grundsätzliche und wichtige
Angelegenheiten unverzüglich der oder dem Vorsitzenden des
Aufsichtsrates mitzuteilen. Dazu gehören auch Betriebs-
störungen und rechtswidrige Handlungen zum Nachteil der
Hamburg Port Authority sowie Fälle, in denen der Verdacht
einer solchen Handlung besteht, sofern sie von wesentlicher
Bedeutung sind, ferner Rechtsstreitigkeiten zwischen der
Freien und Hansestadt Hamburg beziehungsweise ihren
Unternehmen und der Hamburg Port Authority sowie sonstige
Vorgänge, die auf die Lage der Hamburg Port Authority von
erheblichem Einfluss sein können.

(3) Die Geschäftsführung hat den Aufsichtsratsmitgliedern
jeweils innerhalb von vier Wochen nach Ablauf des Quartals
auf der Grundlage eines internen monatlichen Soll-Ist-Ver-
gleichs und entsprechend der Gliederung des Erfolgsplanes
einen Bericht über die Entwicklung des Geschäftsverlaufs im
Vergleich zum Wirtschaftsplan vorzulegen. Es sind die quar-
talsmäßigen Soll-Werte und die Ist-Werte darzustellen und die
wesentlichen Abweichungen für das jeweilige Berichtsquartal
und den abgelaufenen Jahreszeitraum zu erläutern. Außerdem
ist eine Hochrechnung des Jahresergebnisses anhand der Ist-
Werte vorzunehmen. Die spezifischen Unternehmenskenn-
zahlen sind zu ermitteln.

(4) Die Geschäftsführung hat dafür zu sorgen, dass nach
einem zu Beginn des Geschäftsjahres in Abstimmung mit der



oder dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates aufzustellenden Zeit-
plan in regelmäßigen Abständen Sitzungen des Aufsichtsrates
stattfinden. Der Aufsichtsrat soll einmal im Kalenderviertel-
jahr, er muss einmal im Kalenderhalbjahr zusammentreten.
Der Geschäftsführung obliegt die Vorbereitung der Sitzungen.
Die Einladungen zu den Sitzungen sind den Mitgliedern des
Aufsichtsrates möglichst frühzeitig zuzuleiten. Die von der
oder dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates zu billigenden Tages-
ordnungen sowie erläuternde Unterlagen sollen spätestens
sechs Werktage, bei Entscheidungen, die für die Anstalt von
besonderer Bedeutung sind, spätestens zwölf Werktage vor der
Sitzung den Mitgliedern des Aufsichtsrates vorliegen.

§ 6

Unternehmensplanung

Die Geschäftsführung hat dem Aufsichtsrat ein Unter-
nehmenskonzept (mittelfristiges Handlungsprogramm zur
Umsetzung der Unternehmensziele) zur Kenntnisnahme vor-
zulegen. Es ist bei wesentlichen Änderungen fortzuschreiben.

§ 7

Auftragsvergabe

Aufträge für Lieferungen und Leistungen sind unter
Beachtung der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistun-
gen (VOB), der Verdingungsordnung für Leistungen (VOL)
und der Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen
(VOF) zu erteilen.

§ 8

Wirtschaftsplan

(1) Die Geschäftsführung hat für jedes Geschäftsjahr einen
Wirtschaftsplan (Erfolgsplan mit Personalbestandsübersicht,
Investitionsplan und Finanzplan) aufzustellen und dem Auf-
sichtsrat so rechtzeitig vorzulegen, dass er vor dem Beginn des
Geschäftsjahres darüber beschließen kann. Für den Wirt-
schaftsplan gelten folgende Anforderungen:

1. der Erfolgsplan ist entsprechend der Gewinn- und Verlust-
rechnung zu gliedern und soll neben den einzelnen An-
sätzen die voraussichtlichen Vorjahresergebnisse sowie die
absoluten und relativen Veränderungen enthalten; die
Ansätze und Veränderungen sind nach ihrer Bedeutung zu
erläutern,

2. im Investitionsplan sind die Ansätze für wesentliche Ersatz-
und Erweiterungsinvestitionen gegliedert aufzuführen und
zu erläutern; Vorhaben sollen grundsätzlich nur dann in
den Investitionsplan aufgenommen werden, wenn Erläute-
rungen (Pläne, Kostenübersichten, Wirtschaftlichkeits-
berechnungen) vorliegen, aus denen die Notwendigkeit der
Maßnahmen, die Art der Ausführung, die Bau- oder
Beschaffungskosten und die wirtschaftlichen Auswirkun-
gen ersichtlich sind,

3. in den Finanzierungsplan sind der im Geschäftsjahr zu
erwartende Finanzbedarf und die zu seiner Deckung vor-
gesehenen Finanzierungsmittel aufzunehmen; die Ansätze
sind zu erläutern.

(2) Vorhaben, für die im Zeitpunkt der Beschlussfassung
über den Wirtschaftsplan die für die Aufnahme in den Investi-
tionsplan erforderlichen Unterlagen noch nicht vorhanden
sind, dürfen erst dann begonnen werden, wenn die Unterlagen
vollständig vorliegen und der Aufsichtsrat zugestimmt hat.

(3) Vorhaben, zu deren Finanzierung im Finanzplan Haus-
haltsmittel der Freien und Hansestadt Hamburg vorgesehen
sind, dürfen erst begonnen werden, wenn diese Mittel einge-
gangen sind oder der rechtzeitige Eingang gegenüber der

Anstalt sichergestellt ist. Dies gilt sinngemäß auch für Vor-
haben, deren Finanzierung mit einer Bürgschaft der Freien
und Hansestadt Hamburg gesichert werden soll.

(4) Ergibt sich im Laufe des Geschäftsjahres, dass die
Ansätze des Wirtschaftsplanes voraussichtlich wesentlich
überschritten oder unterschritten werden, ist ein Nachtrag
zum Wirtschaftsplan aufzustellen und dem Aufsichtsrat zur
Beschlussfassung vorzulegen. Für neue Ansätze und Maß-
nahmen ist die Einwilligung des Aufsichtsrates einzuholen.

§ 9
Mittelfristige Finanzplanung

Zusammen mit dem Wirtschaftsplan ist dem Aufsichtsrat
eine mittelfristige Finanzplanung (Erfolgs-, Investitions- und
Finanzierungsvorschau) vorzulegen, die das Planjahr und
mindestens fünf darauf folgende Geschäftsjahre umfasst. Die
dem Zahlenwert zu Grunde liegenden Annahmen und die
wesentlichen Plandaten sind zu erläutern.

§ 10
Tochtergesellschaften

(1) Die Geschäftsführung hat dafür zu sorgen, dass die
Bestimmungen dieser Satzung auch von den Geschäftsführun-
gen der Tochtergesellschaften beachtet werden.

(2) Bei Tochtergesellschaften ohne Aufsichtsrat sind die
Geschäfte, die nach dem Gesetz über die Hamburg Port
Authority und nach dieser Satzung zustimmungspflichtig
wären, stets dem Aufsichtsrat der Hamburg Port Authority zur
Beschlussfassung vorzulegen. Das gilt auch für Maßnahmen,
die nach den Gesellschafterverträgen der Tochtergesellschaften
der Zustimmung der Gesellschafterversammlung bedürfen.

(3) Bei Tochtergesellschaften und wichtigen Beteiligungen
mit Aufsichtsrat sind die Maßnahmen, die in personeller oder
finanzieller Hinsicht von besonderer Bedeutung sind, dem
Aufsichtsrat der Hamburg Port Authority vorzulegen.

§ 11
Verkehr mit Presse, Rundfunk und Fernsehen

Auskünfte an Presse, Rundfunk und Fernsehen in An-
gelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung bedürfen der
vorherigen Zustimmung der oder des Vorsitzenden des Auf-
sichtsrates.

§ 12
Dienstsiegel

Die Hamburg Port Authority führt ein Dienstsiegel mit
dem Admiralitätswappen und der Umschrift „Hamburg Port
Authority“.

§ 13

Einigungsstelle, Letztentscheidung

Die Einigungsstelle nach § 81 des Hamburgischen Per-
sonalvertretungsgesetzes (HmbPersVG) in der Fassung vom
16. Januar 1979 (HmbGVBl. S. 17), zuletzt geändert am 
28. Dezember 2004 (HmbGVBl. S. 517, 518), in der jeweils gel-
tenden Fassung wird bei der Geschäftsführung gebildet. Der
Aufsichtsrat ist oberstes Organ im Sinne des § 81 Absatz 6
HmbPersVG.

§ 14
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2005 in
Kraft.
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